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BK3h-14-114: Regulierungsverfiigung fiir den Bitstromzugangsmarkt (Markt Nr. 3b) ~ 04. Juni 2015
betreffend die Telekom Deutschland GmbH

Stellungnahme der EWE TEL GmbH

— Fassung fiir die Betroffene und die Beigeladenen - enthélt keine Betriebs- und Geschéftsge-
heimnisse der EWE TEL -

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,
sehr geehrte Damen und Herren,

erganzend zu unseren Ausfiihrungen in der miindlichen Verhandlung am 11.05.2015 méchten wir wie
folgt Stellung nehmen:

Wir schlieRen uns der Kommentierung des BREKO vom 29.05.2015 zum Konsultationsentwurf an.
Insbesondere begriien wir die im Entwurf vorgesehene bundesweite Verpflichtung zur Gewahrung
von Zugang zu Bitstream Access Layer 2 und die ex-ante-Regulierung der entsprechenden Entgelte.
Keineswegs ist dies, wie von der Betroffenen dargestellt, der ,Riickfall in finstere Zeiten der Regulie-
rung"; vielmehr ist diese Form der Regulierung heute dringend geboten.

Einige Aspekte mdchten wir auf Basis unserer Erfahrungen im Breitbandausbau, gerade in der Flache,
vertiefen und mit Belegen unterstiitzen.

1. Bedeutung der Teilnehmeranschlussleitung und Verhaltnis zu BSA

Mit Sorge sehen wir die Ausfiihrungen der Kammer im Entwurf zur kiinftigen Bedeutung der Teil-
nehmeranschlussleitung (S. 52). Die Kammer filhrt aus, dass die Teilnehmeranschlussleitung inner-
halb des Geltungszeitraums der Regulierungsverfiigung in erheblichem Maf durch den Layer-2-
Bitstrom-Zugang abgeldst wird. Die Kammer verweist hierzu auf den Vectoring-Ausbau durch die
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Betroffene und durch Wettbewerber, Zutreffend ist, dass BSA Layer 2 erheblich an Bedeutung ge-
winnen wird. Auch EWE TEL, die heute diese Vorleistung noch nicht nutzt, wird kiinftig in Teilberei-
chen auf BSA L2 angewiesen sein.

Wir sehen aber keine Ablosung der TAL als bedeutendste Vorleistung im Festnetz. Im Falle eines
Vectoring-Ausbaus durch Wettbewerber bleibt die TAL die Basis fiir deren Leistungen. Auch bleibt
die TAL in denjenigen Gebieten noch auf betrachtliche Zeit eine unersetzliche Vorleistung, wo kein
Vectoring einsetzbar ist. Wir gehen davon aus, dass dies auch weiterhin im Nahbereich der Haupt-
verteiler der Fall sein wird, weil der Antrag der Betroffenen im entsprechenden Verfahren (BK3-
15/004} uneingeschrénkt abzulehnen ist.

Ein entscheidender Vorteil der TAL gegentiber allen anderen Vorleistungen ist, dass der Wettbewer-
ber eine eigenstindige Entscheidung (iber den Breitbandausbau treffen kann, auch und gerade in
noch unversorgten landlichen Regionen, Durch die TAL gibt es einen Wettbewerb um die schnellst-
und bestmdgliche Erschliefung der Flache. Die TAL bleibt damit die ,Mutter der Vorleistungen®.

Wir gehen davon aus, dass die Kammer die Bedeutung und die Zukunft der TAL ebenso sieht. Die
Darstellung zum Bedeutungswandel im Entwurf der Regulierungsverfiigung ist aber missverstandlich
vor dem Hintergrund, dass die Betroffene und ihre Gesellschafterin auf politischer Ebene nicht nur
allgemein eine Ruckfithrung der Regulierung, sondern konkret auch immer weitere Einschrénkungen
des TAL-Zugangs bis hin zur Aufgabe der TAL-Regulierung fordern. Wir verweisen in diesem Zu-
sammenhang beispielhaft auf die Veroffentlichung zu Ausfiihrungen der DTAG am 05.03.2015 bei
einer Veranstaltung des Bundesfinanzministeriums:

Auszug, Hervorhebung durch Unterstreichung nur hier:

(...} Und siebtens, meine Damen und Herren, ist eine rationale Aufarbeitung der Situation,
die sich in der Vergangenheit durch das Regulierungsrecht ergeben hat. Die urspriingliche
Doktrin des Regulierungsrechtes sah vor, dass den Monopolisten, die Ubrigens reguliert wer-
den mussten-- Ich habe damals in meinem frilheren Leben die Viag Interkom aufgebaut und
saf8 also sozusagen auf der anderen Seite des Telekom-Monopols. Es war richtig, dass die Te-
lekom und die gro3en Monopolisten entsprechend reguliert worden sind. Damals galt das
Prinzip, ein Unternehmen wie die Telekom muss ihre Infrastruktur fiir Dritte zugénglich ma-
chen. Es entsteht eine Vorleistung, die giinstig in Anspruch genommen werden wird. Die Un-
ternehmen, die diese Leistung entsprechend beziehen — die sogenannte TAL oder die An-
schlussleitung —, der sogenannte Wiederverkaufer nutzt einen Tell der giinstigen Dinge, um
die Preise zu reduzieren. Das hat funktionjert, die Preise durch 1&1 und andere sind drama-
tisch nach unten getrieben worden. Und einen anderen Teil benutzt er, um sich von seinem
Monopolisten unabhingig zu machen, er investiert in Infrastruktur. Und das hat nicht funk-
tioniert. Seit 17 Jahren sehen wir, dass die Wholesate-Unternehmen nicht in infrastruktur in-
vestieren, weil sie itberhaupt keinen Anreiz dazu haben. Sie wissen doch, dass sie die Vorleis-
tung der Telekom oder der grofien Infrastrukturen giinstiger bekommen als diese selber sie
vermarkten diirfen. Und dieses Incentive muss einfach abgeschafft werden, es muss ein Inf-
rastrukturwettbewerb geschaffen werden und kein Arbitrage-Modell.

http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Video/2015/2015-03-06-bmf-im-
dialog-hoettges/2015-03-06-bmf-im-dialog-hoettges-textfassung.html
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Wir teilen diese Analyse selbstversténdlich nicht, Gerade die TAL hat den schrittweisen Ausbau der
Glasfasernetze ermdglicht und erméglicht ihn weiterhin. Die TAL ist der einzige Weg dafiir, dass ein
alternativer Anbieter auch dann ein Festnetz-Breitbandangebot in der Flache schaffen kann, wenn
die betroffene sich noch nicht dazu entschieden hat, denn FTTC ist erwiesenermafen - auch nach
Bewertung der Betroffenen — die heute einzige realistische ErschlieBungsform in entfernteren und
diinner besiedelten Gebieten. Die TAL erméglicht Férdermittelgebern, aus mehreren Angeboten das
Beste auszuwdhlen.

Es ist nachvollziehbar, dass die Betroffene bestrebt ist, das Erfolgsmodell des sukzessiven Breitband-
ausbaus {iber FTTC zu FTTB/H allein zu betreiben und den Wettbewerb von der Nutzung der alten,
im Postmonopol geschaffenen Kupferleitungen auszuschliefen. Selbst die Betroffene behauptet
aber nicht, dass ein Anbieter allein den Festnetz-Breitbandausbau leisten kann. Die TAL erméglicht
es, dass wir diese Herausforderung gemeinsam angehen,

Wir wiirden uns vor diesem Hintergrund freuen, wenn Regulierungsverfiigung klar die weiterhin es-
senzielle Rolle der TAL bestatigt und allen Versuchen einer ,Ablgsung"” der TA entschieden entge-
gentritt.

2. Qualitdt der Vorleistungen
a. Relevanz des Qualitédtsproblems fiir Wettbewerb und Breitbandausbau

In der miindlichen Verhandlung und in den Stellungnahmen berichten die Abnehmer der BSA-
Vorleistung tber eine kritische Qualitét der Vorleistung BSA. Wir haben in der miindlichen Verhand-
lung auf die sowohl aktuell als auch tangfristig deutlich unzureichende Qualitét der Vorleistung TAL
hingewiesen. Wir sind davon (iberzeugt, dass die Probleme und die moglichen Lésungen in den Berei-
chen TAL und BSA zumindest zu einem grofien Teil deckungsgleich sind. Die von uns filr den TAL-
Bereich geforderten Ma3nahmen einer konseguenten Messung der Qualitét, der Schaffung wirk-
samer Anreize flr eine verlassliche Belieferung der Abnehmer und der kritischen Begleitung der
Arbeitsablaufe (Prozess-Monitoring) durch die Bundesnetzagentur sind auch bei BSA geboten, Nur
eine hierdurch nachhaltig abgesicherte Vorleistungsqualitat ermdglicht es den Wettbewerbern,
Kunden gegeniiber nachfragegerechte und wettbewerbsfahige Leistungsversprechen abzugeben.

In der miindlichen Verhandlung wurde die Frage diskutiert, ob eine Diskriminierung stattfindet oder
die Qualitdt bei Retail- und Wholesale-Kunden gleich schlecht ist. Uns liegen keine verlasslichen
Informationen iiber die Qualitét bei Retail-Kunden der Betroffenen (z.B. Bereitstellungsdauer, Ent-
stdrdauer) vor. Wir regen an, dass die Beschlusskammer dies naher untersucht. Anhaltspunkte fiir
das Qualitdtsniveau bei Telekom-Retail-Kunden liefert allerdings die Eigendarsteltung der Betroffe-
nen. Sie setzt als Verkaufsargument die schnelle Entstérung ein und verspricht eine Entstdrung in-
nerhalb von 24 Stunden. Dabei macht die TDG - anders als bei den regulierten Vorleistungen - kei-
nen Unterschied zwischen Werk- und Feiertagen. Auch beschrankt sie ihre ,garantierte" Entstorfrist
— ebenfalls anders als bei den Vorleistungen - nicht auf den einfachen Fall einer Umschattung auf
eine benachbarte freie Leitung. Entscheidend ist aber, dass sie zu einer Frist, die sie in erheblichem
Umfang bei der TAL-Leistung nicht einhélt, gegentiber den eigenen Endkunden das denkbar weitest-
gehende Commitment, eine Garantie, abgibt und dieses Versprechen konkret zum Verkaufsargu-
ment macht.

Wir verweisen dazu beispielhaft auf die nachfolgende Darstellung der TDG im Internet zur Retail-
Entstorung {Screenshot vom 03.06.2015):
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Beim Anklicken des oben sichtbaren Sternchenhinweises erscheint das folgende Bild:
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Die Qualitét der TAL-Vorleistung —: Aktuell (Kalen-

derwoche 18) nimmt die Betroffene bei EWE TEL Standardentstérungen nach unserer Messung in
weniger a[si % der Falle innerhalb der vertraglich definierten 24 h-Frist vor; das Jahresmittel liegt
noch unter Ji§ %. Die vor allem fir Geschéftskunden wichtige Carrier-Express-Entstbrung wurden
aktuell (KW 18) in _ fristgerecht bearbeitet; das fahresmittel liegt unter [ 3

In der miindlichen Verhandlung hatte die TDG argumentiert, dass die ausnahmslose Geltung der
Fristen in den Vorleistungsvertrégen (,100 %") ein Problem sei. Vor dem Hintergrund des gezeigten
absoluten, noch weit tiber die regulierte Leistung hinausgehenden Versprechens gegenliber eigenen
Kunden ist diese Kritik nicht nachvollziehbar, Zudem handelt es sich bei den regulierten Fristen gera-
de nicht um ausnahmslose Regelungen (z.B. Standard-Entstérung: nur bei mdglicher Ersatzschal-
tung, nicht bei Reparatur, Unterbrechung durch Anforderung eines Kundentermins). SchlieBlich sind
die regulierten Fristen bereits als maximale Bearbeitungszeitrédume konzipiert, so dass sie alle rele-
vanten Vorgange, auch die ldnger dauernden, abdecken. Auf diesen Leistungen basieren auch die
Entgeltentscheidungen.

Wir haben dazu in der miindlichen Verhandlung erldutert, dass wir uns weniger Sorge um die wett-
bewerblichen Auswirkungen diese Qualitdtsmangel machen wiirden, wenn wir witssten, dass die
Betroffene die schlechte Vorleistungsqualitat nicht als Verkaufsargument nutzt. Die Betroffene
hat darauf geantwortet, dass ihr internes Monitoring solche Vorgénge nicht zeigt, und gefordert,
dazu Belege vorzulegen. EWE TEL ist bei den Verkaufsgesprachen zwischen der Betroffenen und End-
kunden nicht anwesend. Wir kennen die Inhalte und Argumente der Betroffenen in diesen Gespré-
chen in alter Regel nicht. Deshalb geht die Forderung ins Leere. Dass wir gleichwohl Anlass zur Sorge
beziiglich der Darstellung der Vorteistungsqualitdt haben, zeigt die Entscheidung des Landgerichts
Osnabriick vom 02.07.2014:

Das Gericht verurteilte die Telekom Deutschland GmbH,

es zu unterlassen, im geschdftlichen Verkehr zu Zwecken des Wettbewerbs wirtlich oder sinn-
gemafs zu behaupten, dass die Techniker der Telekom im Fehlerfall, wie sie etwa bei Blitzein-
schldgen entstehen, erst einmal ihre eigenen Leitungen instand setzen; die Leitungen der EWE
TEL wilrden solange liegen gelassen und erst spéter repariert.

LG Osnabriick, 15 O 506/13 (rechtskraftig), als Anlage 1 beigefiigt.

Eine entsprechende Behauptung hatte der Haustiir-Werber der Betroffenen nach Uberzeugung des
Gerichts gegeniiber einem Kunden der EWE TEL getéatigt. Der Kunde, dem es auf einen verldsslichen
Anschluss ankam, weil er den Anschiuss auch beruflich einsetzen muss, wechselte darauthin zur Te-
lekom. EWE TEL hatte in dem lédndlichen Gebiet einen FTTC-Ausbau vorgenommen und nutzte die
TAL der Betroffenen.

Unabhéngig davon, ob eine Diskriminierung tatséchlich stattfindet oder nur behauptet oder ange-
deutet wird, duirfte allerdings mittlerweile kein Zweifel mehr daran bestehen, dass es einer nachhal-
tig abgesicherten Vorleistungsqualitdt bei BSA und TAL bedarf und dass hierzu entschiedene regula-
torische Mafinahmen erforderlich sind:

Die erforderliche Vorleistungsqualitat kann nur durch ein konsequentes Monitoring der Retail- und
Wholesale-Leistungen auf Basis klarer KPI {s. nachfolgend b}, durch eine Ergénzung der Informati-
onspflichten und Fristen (s. nachfolgend ¢), und durch wirksame Leistungsanreize (pauschalierter
Schadensersatz und vor allem wirksame Vertragsstrafen, s. nachfolgend d). Weitere Beitrage fiir eine
verldssliche Vorleistungsqualitat bei BSA und TAL sind eine kritische Prozessiiberpriffung seitens
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der Bundesnetzagentur, eine funktionelle Trennung nach § 40 TKG und die Méglichkeit, die erfor-
derlichen Arbeiten mit eigenen oder Telekom-lizenzierten Technikern vornehmen zu lassen (Techni-
ker-Unbundling, s, nachfolgend e).

Neben der konkreten Einzelleistung sind bei der Qualitat der Vorleistung auch die Werkzeuge zu
beachten. Méngel der IT-Schnittstelten {insbesondere WITA) kénnen sich verheerend auf die Leis-
tungsabwicklung auswirken. Die Schnittstellen fur BSA und TAL miissen Service Level einschlieflich
Fehlerbeseitigungs-Standards haben, die der wirtschaftlichen Bedeutung der Carrier-
Zusammenarbeit gerecht wird. Die praktische Erfahrung zeigt, dass die Regeln und Anreize zur
Fehlerbeseitigung deutlich unzureichend sind.

b. KPI-Monitoring (Ziff. 1.4}

Zu den Leistungsindikatoren hatten wir bereits ausdriicklich Stellung bezogen. Wir begriilen die im
Entwurf vorgesehene Einflihrung eines Monitorings von KPI fiir die Leistungsbereitstellung der Be-
troffenen ggli. sich selbst und gegeniiber Dritten. Insbesondere begriiRen wir die ausdriickliche Er-
wahnung von Kennzahlen fiir die Umstellung zwischen verschiedenen Vorleistungen. Die Migration
von einer Vorleistung auf eine andere, auf eine andere Variante oder auf eine eigene Leitung des
bisherigen Vorleistungsabnehmers ist entscheidend im Prozess des sukzessiven Breitbandausbaus.
Wir bitten darum, diese Alternativen klarstellend in Ziffer 1.4 aufzufihren.

Allerdings sind Massenumstellungen nicht weniger bedeutsam oder weniger sensibel als Einzelleis-
tungen; sie sollten nicht, wie im Entwurf vorgesehen, vom Monitoring ausgenommen, sondern mit

betrachtet werden. Richtig ist allerdings, dass dadurch eine Verfalschung der Kennzahlen entstehen
kann; deshalb sollte eine getrennte Erfassung von Einzel- und Massenumstellungen erfolgen.

Das im Entwurf verwendete Merkmal ,grundlegend” kénnte dahingehend verstanden werden, dass
nur eine enge Auswahl von Kennzahlen erfasst wird. Dies hat auch die Betroffene verlangt. Wir hat-
ten demgegeniiber im bisherigen Verfahren dargelegt, dass eine umfassende und intelligente Ab-
bildung der Leistung erfolgsentscheidend ist. Dies méchten wir noch einmal unterstreichen. Aus
der langjahrigen Praxis der Erfassung und Erdrterung von Leistungskennzahlen mit der Betroffenen
wissen wir, dass ein eingeschrinktes Kennzahlen-5et die Auswertung erschweren und damit wertlos
sein kann. Entscheidend aber ist die Gefahr, dass falsche Anreize geschaffen werden, die Leistung
bewusst an den messrelevanten Stellen zu verbessern und dabei nicht relevante Merkmale zu ver-
schlechtern.

Derartige Ausweichbewegungen gibt es nach unserer Beobachtung im heutigen, rudimentéren KPi-
Set:

So ermittelt die Betroffene derzeit die Menge der verfristeten Entst&rungen und teilt uns diesen
Wert auch mit; die Dauer der Fristiiberschreitung hingegen wird von der Betroffenen nicht ermittelt
oder zumindest nicht an uns bergeben. Wir stellen in der Praxis fest, dass

Deshalb tiegt die Vermutung nahe, dass die
vorhandenen Bearbeitungsressourcen eher auf die noch nicht verfristeten Vorgéange verwendet wer-
den, um den KPI ,Menge der Verfristungen" nicht weiter zu verschlechtern. Eine solche Optimierung
tragt den Interessen der Endkunden und des Wettbewerbs jedoch keinerlei Rechnung. Deshalb muss
auch ein KPl ,Dauer der Fristiiberschreitung” angesetzt werden. Selbst wenn eine solche einseitige
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Ausrichtung an den wenigen Kennzahlen zulasten nicht gemessener Werte heute nicht erfolgen soll-
te, wére ein entsprechendes Missbrauchspotenzial vorhanden.

Ebenso kann die bloRe Erfassung der beim Termin nicht angetroffenen Endkunden wertlos sein,
weil Kunden sich nicht selten darauf berufen, prasent gewesen zu sein. Deshalb sind zusétzlich die
vereinbarten Service Calls zu erfassen, die auch deshalb eingerichtet wurden, um diese strittigen
Vorgdnge zu verhindern,

Vor dem Hintergrund dieser langjéhrigen Erfahrungen ist fiir BSA (ebenso wie fiir TAL) ein KPI-Set zu
bestimmen, dass die Leistungen und mégliche Abweichungen umfassend abbildet, Wir bitten darum,
die Regelung in Ziffer 1.4 entsprechend klarstellend umzuformutieren. Die konkreten KPI kénnen sich
durchaus an unserem Vorschlag zu TAL-KP{ im Verfahren BK3-15-004 orientieren, soweit die sach-
lichen Unterschiede von BSA (insbesondere das darin enthaltenen Mehr an Leistungen) beriicksich-
tigt sind.

Unser Hinweis im bisherigen Verfahren, dass die heutigen, umstrittenen Leistungsindikatoren aus
dem TAL-Bereich nicht kritiklos Gibernommen werden diirfen (zitiert auf 5. 10 des Verfiigungsent-
wurfs), bezieht sich auf die von Telekom in der Praxis eingesetzten und unserer Ansicht nach verzer-
renden KPI-Definitionen. Richtig definierte TAL-KP! kénnen sehr wohl die Basis fiir BSA-KPI sein.

c. Fehlende Fristen und Leistungsmerkmale

Die KPI-Vorgabe in Ziffer 1.4 des Entwurfs kniipft an die Vorgabe flr Zugangsvereinbarungen nach
Ziffer 1.3 an. Wir mdchten in diesem Zusammenhang darauf hinweisen, dass flir BSA und TAL ein
grofer Bedarf fiir weitere Service-Regeln besteht. Dieser Bedarf sollte bereits bei der Ausgestal-
tung der Regulierungsverfiigung bewusst sein und spétestens in der Regelung des Standardangebots
Niederschlag finden.

Beispielhaft seien die fehlenden Informations- und Fristenregelungen bzgl. einer echten Leitungsre-
paratur (,PTI-Fall") genannt. Kann eine Stérung nicht durch Umschaltung auf eine Nachbarleitung
beseitigt werden kann, entféllt die Bearbeitungsfrist ersatzlos. Die Betroffene informiert den Vorleis-
tungskunden dariiber nicht selbsttatig. Dieser hat, ebenso wie der Endkunde, die Erwartung, dass die
Storung innerhalb von 24 h beseitigt wird. Wissten die Leistungsabnehmer, dass die Leitung unter-
brochen ist, hatten sie Verstdndnis fir die léngere Bearbeitungszeit. Heute sind wir gezwungen, uns
flr alle verfristeten Vorgange an die Hotline der Betroffenen zu wenden, die zudem die Beauskunf-
tung einer gréReren Leitungsmenge ablehnt (!). Liegt ein PTi-Fall vor, verweist die Betroffene auf die
regemaRige - nicht vertraglich vereinbarte - Reparaturdauer von 6 Wochen. Ist das Ende der sechs
Woachen erreicht und der Fall noch offen, werden in der Praxis schlicht weitere sechs Wochen hinzu-
geflgt.

Bisher ist die Betroffene nicht bereit, innerhalb der Entstorfrist selbstatig dartiber zu informieren,
dass die Frist aufgrund einer fehlenden Méglichkeit zur Umschaltung der TAL {,PTi-Fall") nicht ein-

gehalten werden kann. Auch besteht bisher keine Bereitschaft dazu, eine angemessene Frist fiir sol-
che Vorgénge zu vereinbaren.

d. Wirksame Leistungsanreize fiir BSA und TAL
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Wir miissen nach langjahriger Erfahrung, die wir im TAL-Bereich machen mussten, auch fiir die ver-
fahrensgegenstéandliche BSA-Vorleistung davon ausgehen, dass die Betroffene nur dann eine Motiva-
tion entwickelt, auf die vertraglich vereinbarte Leistung hinzuarbeiten, wenn ein lickenloser finanzi-
eller Anreiz dazu besteht. Dieser Anreiz muss mégliche Einsparungen durch Ressourcenreduzierung
und wettbewerbliche Vorteile durch Schédigung der Mitbewerber deutlich iiberwiegen. Diese An-
reizwirkung kann nur durch entsprechend hohe und differenzierte Vertragsstrafen erreicht werden,
Die zur TAL bereits entwickelten Uberlegungen fiir Vertragsstrafen lassen sind auf BSA (ibertragen.
Diese Anreizwirkung durch Pénalen muss durch eine Kompensation des Schadens (pauschalierter
Schadensersatz) ergénzt werden. Beides sollte bereits in der Regulierungsverfiigung angelegt wer-
den.

Nach unseren Erfahrungen strebt die Betroffenen das vertragliche Niveau der Leistung nicht einmal

Nach erfolglosen Gespréchen mit der Betroffenen zur Verbesserung der Qualitat im Bereich der
Vorleistung TAL haben wir im Vorjahr versucht, die vertraglichen Anspriiche im jeweiligen Einzelfall
gerichtlich durchzusetzen, Dabei hat sich bestéatigt, dass eine Durchsetzbarkeit jeweils nur im Ein-
zelfall moglich ist und in aller Regel mit einer rechtlichen Erledigung einhergeht, weil die Betroffene
den fraglichen Fall dann doch noch vor der gerichtlichen Entscheidung (selbst vor einer Eilentschei-
dung) lost. Es ware unzumutbar, in alten Fillen der nicht vertragsméRen Leistung ein entsprechendes
Verfahren anzustrengen, zumal alleine die Verfahrensdauer nicht einmal ansatzweise mit den Erwar-
tungen des Endkunden einhergeht, fir den eine Unterbrechung der TK-Leistung heute nur noch sehr
kurzfristig tolerabel ist,

e. Weitere Mafinahmen zur Lésung des Qualitdtsproblems

Einen weiteren wesentlichen Beitrag zur Verbesserung der Vorleistungsqualitat sehen wir in der
funktionellen Trennung der Betroffenen gem. § 40 TKG; wir verweisen insofern auf unseren Antrag
im Verfahren zu Vectoring im Nahbereich (BK3-15/004).

Schlieftich halten wir es fir sinnvoll, den BSA- und TAL-Nachfragern die Méglichkeit zu geben, eige-
ne Techniker oder zumindest bereits von der Betroffenen beauftragte (lizenzenzierte) Subunterneh-
mer einsetzen zu kdnnen. Mit einem solchen Techniker-Unbundling kann auch der Einwand der
Betroffenen konstruktiv aufgegriffen werden, dass Engpésse bei Technikern nicht durch externen
Zukauf ausgeglichen werden kdnnen. Das Verfahren wird nach unserer Kenntnis in Belgien bereits
erfolgreich fiir die BSA-Bereitstellung eingesetzt. Dies wiirde neben einer verlasslichen Leistung,
etwa einer zuverléssigen Durchfihrung eines Termins mit dem Endkunden zur Bereitstellung oder
Entstdrung eines BSA-Anschlusses oder einer TAL-Leitung, auch die Vermeidung von Mehrfachan-
fahrten erméglichen. Heute verldsst ein Telekom-Techniker den Kunden, wenn er keinen Mangel der
Leitung erkennt, und ein von EWE TEL beauftragter Techniker sucht den Kunden auf, um Fehler im
eigenen oder Kundenbereich zu suchen. Nicht selten kormmt es zu einer dritten Anfahrt, wenn doch
ein TAL-Mangel vorgelegen hat.
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~- Fassung fiir die Betroffene und fiir Beigeladene -

Wir bitten darum, auch diese weiteren Maf3nahmen bereits in der Regulierungsverfiigung zu BSA zu
beriicksichtigen oder zumindest die Moglichkeit fiir eine entsprechende Weiterentwicklung wahrend
der Laufzeit der Regulierungsverfligung vorzusehen.

Freundliche GriiRe

ppaw iLA,

Matthias Biining Andrea Weifenfels
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Janfen, Justizhauptsekretarin
als Urkundsbeamtin der Geschéafisstelle

Im Namen des Volkes!
Urteil

In dem Rechtsstreit

EWE TEL GmbH, vertreten durch die Geschéaftsflihrer Konrad Meier, Dirk Brameier und
Norbert Westfal, Cloppenburger Strae 310, 26133 Oldenburg,
Klagerin

Prozessbevollméchtigte: Rechtsanw. Juconomy Rechtsanwalte, Graf-Recke-Str. 82,
40239 Dusseldorf,
Geschaftszeichen: EWE-2013-023/12

gegen

Telekom Deutschland GmbH, vertreten durch die Geschéaftsfihrer Niek Jan van
Damme, Thomas Dannenfeldt, Thomas Freude, Michael Hagspihl u. a.,
Landgrabenweg 151, 53227 Bonn,

Beklagte

Prozessbevollmachtigte: Rechtsanw. Danckelmann und Kerst, Platz der Einheit 1,
60327 Frankfurt am Main,
Geschéftszeichen: 99/14FI08

wegen Unterlassung (UWG)

hat die 15. Zivilkkammer (3. Kammer fur Handelssachen) des Landgerichts Osnabriick
auf die miindliche Verhandlung vom 21.05.2014 durch den Vorsitzenden Richter am
Landgericht Bookjans

fir Rec ht erkannt:

1. Die Beklagte wird verurteilt, es zu unterlassen, im geschéftlichen Verkehr zu
Zwecken des Wettbewerbs wortlich oder sinngemdB zu behaupten, dass die
Techniker der Telekom im Fehlerfall, wie sie etwa bei Blitzeinschiagen entstehen,
erst einmal ihre eigenen Leitungen instand setzen; die Leitungen der EWE TEL
wirden solange liegen gelassen und erst spater repariert.

2. Die Beklagte wird weiter verurteilt, an die Klagerin 169,61 € nebst Zinsen in Héhe
von 5 Prozentpunkten Gber dem Basiszinssatz seit dem 21.10.2013 zu zahlen.

3. Im Ubrigen wird die Klage abgewiesen.
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Der Beklagten wird fir jeden Fall der Zuwiderhandlung gegen das Unterlassungs-
gebot geméB Ziffer 1. ein Ordnungsgeld bis zu 250.000,00 €, ersatzweise
Ordnungshaft bis zu 6 Monaten, oder Ordnungshaft bis zu 6 Monaten, zu
volistrecken an den Geschaéftsfiihrern der Beklagten angedroht.

Die Kosten des Rechtsstreits werden zu 3/4 der Klégerin und zu 1/4 der Beklagten
auferlegt.

Das Urteil ist flir die Kiagerin gegen Sicherheitsleistung in Hohe von 10.000,00 €
und fiir die Beklagte ohne Sicherheitsleistung vorlaufig volistreckbar. Die Klagerin
darf die Vollstreckung gegen Sicherheitsleistung in Hohe von 110 % der
volistreckbaren Forderung abwenden, wenn nicht die Beklagte vor der
Volistreckung Sicherheit in Hohe von 110 % der zu vollistreckenden Forderung
leistet.

KW *
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Tatbestand

Die Klagerin macht gegen die Beklagte Unterlassungsanspriiche hinsichtlich
| bestimmter Aussagen Uber die Klagerin geltend.

| Die Beklagte ist der flilhrende Anbieter von Telefonfestnetzanschitssen fir Endkunden.
Die Klagerin bietet insbesondere in Niedersachsen und Bremen Telekommu-
| nikationsdienstieistungen (Telefonie und Internet) an. Sie verfligt nur bereichsweise
- Uber eigens verlegte Anschliisse. Uberwiegend mietet sie diese von der Beklagten an,
. wobei der Hausanschluss vom Verteiler (.letzte Meile") auch bei eigenen Leitungen der
{ Kiagerin von der Beklagten gestelit wird. Beauftragte der Beklagten haben im Juli 2013
1‘ den Kunden —der Kiagerin in Lahn aufgesucht, um diesen fir sinen
; Vertragsabschluss mit der Beklagten zu gewinnen. Zwischen den Parteien ist streitig,
. welche Angaben dabei konkret gemacht worden sind.

. Die Klagerin behauptet, die Beauftragten der Beklagten héatten nach einem Hinweis des
Kunden auf den demnéachst auslaufenden Vertrag mit der Kiagerin um Einsichtnahme in
 die Telefonrechnungen gebeten. Sie hatten anschlieBend erklart, er wirde aus
- mehreren Grinden als Kunde der Beklagten viel besser fahren als mit der Klagerin, und
in dem Zusammenhang unzutreffende Angaben gemacht. So sei angegeben worden,
| die Klagerin sei kein Direktanbieter und muisse ihre Leistungen bei der Beklagten
- einkaufen. Die Beklagte, die Direktanbieterin sei, Uberlasse der Klagerin Datenpakete,
damit diese ihren Kunden ebenfalis Internetdienste anbieten kdnne. Die Leistungen der
Kiagerin seien deshalb schiechter als die der Beklagten. Dies mache sich u.a. dadurch
bemerkbar, dass die Leistungen der Klagerin gedrosseit seien. Das fiihre zu einer
. geringeren Ubetragungsgeschwindigkeit. Bei technischen Problemen, bei denen
EntstérungsmaBnahmen von Technikern erforderlich seien, werde zuerst den Kunden
der Beklagten geholfen. Die Techniker der Beklagten wiirden im Fehlerfall wie z.B. nach
| einem Blitzeinschlag zunachst ihre eigenen Leitungen instand setzen. Diese Angaben
| seien unzutreffend. Sie selen gem. §§ 3, 4 Nr. 7, 8 und 10, 5, 6 Abs. 2 Nr. 2
wettbewerbswidrig

.~

Die Kiagerin beantragt,

1. die Beklagte zu verurteilen, es zu unterlassen, im geschaftlichen
Verkehr zu Zwecken des Wettbewerbs wortlich oder sinngeman
zu behaupten und/oder behaupten zu lassen,
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a. dass man ajs Kunde mit der Telekom viel besser fahren

wiirde als mit der EWE TEL,

aa) weil die EWE TEL kein Direktanbieter sei und ihre
Leistungen, die sie dem Kunden zur Verfiigung stelle, bei der
Telekom einkaufen misse,

und/oder

bb) weil die Telekom der EWE TEL Datenpakete Uberlasse,
damit sie ihren Kunden ebenfalls Internetdienste anbieten
kénne,

hilfsweise zu bb): weil die Telekom der EWE TEL Daten-
\'loljmen im Intemet zur Verfligung stelle; auf diese misse
die EWE TEL zugreifen,

weshalb die Leistungen der EWE TEL schiechter seien als
die der Telekom,

und/oder

. dass die Leistungen - hilfsweise Leitungen statt Leistungen -

der EWE TEL schiechter seien als die der Telekom, was sich
unter anderem dadurch bemerkbar mache, dass die
Leitungen der EWE TEL gedrosselt seien; dies fihre zu
geringeren Ubertragungsgeschwindigkeiten,

und/oder

. dass im Falle von technischen Problemen, bei denen Ent-

storungsmaBnahmen von Technikern erforderlich seien, erst
den Kunden der Telekom geholfen werde,

und/oder

dass die Techniker der Telekom im Fehlerfall, wie sie etwa
bei Blitzeinschiagen entstehen, erst einmal ihre eigenen
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Leitungen ingtandsetzen; die Leitungen der EWE TEL wiirde
solange liegen gelassen und erst spater repariert,

2. der Beklagten fiir jeden Fall der Zuwiderhandlung gegen die in
Ziffer 1 ausgesprochenen Verbote ein Ordnungsgeld von bis zu
250.000,00 €, ersatzweise Ordnungshaft von bis zu sechs
Monaten, oder Ordnungshaft von bis zu 6 Monaten, zu voll-
strecken an den Geschéftsfihrern der Beklagten, anzudrohen,

3. die Beklagte zu verurteilen, an die Klagerin 678,45 € nebst
Zinsen in Hohe von 5 Prozentpunkten Uber dem Basiszinssatz
seit dem 21.10.2013 zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

- Die Beklagte ist der Ansicht, dass der geltend gemachte Unterlassungsanspruch bereits
nicht dem behaupteten Geschehensablauf entspreche. Nach dem Vortrag der Klagerin

S B S T

T e

seien fir die angebliche Aussage, dass der Kunde bei der Beklagten besser fahre als
mit der Klagerin mehrere Grinde genannt worden. Es sei deshalb nicht moglich, aus
der ,einheitlichen ,Argumentation* einzeine Bestandteile insbesondere mit den
Konjunktionen ,und/oder* geltend zu machen. Es kénne nur verlangt werden, die
behaupteten AuBerungen kumulativ zu unterlassen. Im Ubrigen bestreitet die Beklagte
auch, dass die behaupteten Aussagen von ihren Beauftragten aufgestelit worden seien.

Gegeniber den in der mandlichen Verhandlung gestellten Hilfsantragen hat die
Beklagte die Einrede der Verjahrung erhoben.

Wegen des weiteren Vorbringens der Parteien wird auf den vorgetragenen Inhalt der
eingereichten Schriftsatze nebst Anlagen Bezug genommen.

Das Gericht hat Beweis erhoben durch die Vernehmung der Zeugen -

IR \/oocn des Ergebnisses der Beweisaufnahme wird auf das

Protokoll der Sitzung vom 21.05.2014 Bezug genommen.
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Entscheidungsgriinde

Die Klage ist nur teilweise begrindet. Der Kiagerin steht gegen die Beklagte gem. §§ 3,
5, 8 UWG lediglich der zuerkannte Unterlassungsanspruch zu sowie ein Anspruch auf
anteilige Erstattung der Abmahnkosten gem. § 12 Abs. 1 S. 2 UWG.

Das Gericht ist aufgrund des Ergebnisses der Beweisaufnahme davon (iberzeugt, dass
der Zeuge — gegeniiber dem Zeugen- angegeben hat, dass die
Techniker der Telekom im Fehlerfall, wie sie etwa bei Blitzeinschldgen entstehen, erst
einmal ihre eigenen Leitungen instand setzen und die Leitungen der EWE TEL solange
liegen gelassen und spater repariert werden. Dies ergibt sich aus der Aussage des
Zeugen . Der Zeuge -hat angegeben, dass er mit dem Zeugen

bei dem Gesprach, in dem fir den Abschluss eines Vertrags mit der
Beklagten geworben worden ist, anléasslich einer Stérung eines Telefonanschlusses
nach einem Blitzeinschlag in Papenburg und dabei aufgetretenen Problemen mit der
Instandsetzung dariber gesprochen habe, was bei dem Auftreten eines Fehlers
passiere. Dabei soll ihm gesagt worden sein, dass die Beklagte zunachst die Leitungen
ihrer Kunden repariere und spater die der Kunden der Klagerin. Das Gericht ist von der

Richtigkeit der Aussage des Zeugen {JjjJBuberzeugt. Der Zeuge [Jihate
erkennbar keinen Grund, zu Lasten der Beklagten unrichtige Angaben zu machen. Er

ist aufgrund des Gesprachs mit den Zeugen — und - Kunde der
Beklagten geworden und offenbar auch mit der Leistung der Beklagten zufrieden. Er hat
sich deshalb auch nicht von sich aus wegen des Inhalts des Gesprachs an die Klagerin
gewandt. Diese hat davon vieimehr durch den Schwiegervater des Beklagten erfahren.
Nach Uberzeugung des Gerichts besteht kein Grund zu der Annahme, dass sich der
Zeuge P-uforund von Erinnerungsiiicken insbesondere durch den Zeitablauf
nicht mehr hinreichend an den wesentlichen Inhalt des Gesprachs insbesondere
beziglich der Behandlung von Stérungen erinnern konnte. Zwar vermochte der Zeuge
z.B. nicht mehr sicher zu sagen, ob sein Schwiegervater und er auf dem Grundstiick

gearbeitet haben, ais die Zeugen [P und P = dem Gesprach

gekommen sind, oder ob sein Schwiegervater und er erst nach drauBen gegangen sind,
nachdem die Zeugen—und -geklingeit hatten. Er meinte allerdings,
dass er drauBen gewesen sei und hinzugekommen sei, als die Zeugen -_md
— mit seinem Schwiegervater gesprochen haben. Es ist fiir das Gericht
nachvoliziehbar, dass sich der Zeuge aufgrund des Zeitablaufs nicht mehr sicher an alle
Einzelheiten des Ablaufs des Gesprachs erinnern konnte. Das bedeutet aber nicht,
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- ergeben sich nicht aus den Aussagen der Zeugen | und
- konnte zu dem Ablauf des Gespréches zwischen dem Zeugen
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dass der Aussage des Zeugen insgesamt nicht zu folgen ist, zumal er auf Nachfragen
zum Beispiel zu dem Satz “das Hemd sei ndher als die Hose" auch eingerdumt hat,
inwieweit er sich an bestimmte Aussagen tatséchlich erinnern konnte und inwieweit es
mdoglicherweise um Schilussfolgerungen handeite. Deshalb besteht kein Grund zu der
Annahme, dasé der Zeuge sich nicht mehr hinreichend insbesondere an den aus seiner
Sicht wesentlichen Kern des Gesprachs erinnern konnte und diesen unzutreffend
wiedergegeben hat. Der Zeuge-hat fir das Gericht {iberzeugend dargelegt,
dass fir ihn sowohl die Versorgungssicherheit als auch die Datenmenge von
entscheidender Bedeutung waren. Gerade diese Umstande waren fir ihn maBgeblich,
sich fiir einen Vertragsabschluss mit der Beklagten zu entscheiden. Es ist fir das
Gericht deshalb plausibel, dass sich der Zeuge an den Verlauf des Gesprachs zu
diesen Punkten verlasslich erinnern konnte. Ein wesentlicher Punkt war demnach die -
Behebung von Stérungen, weil er seinen Intemetanschiuss auch beruflich nutzte.
Zweifel an der Richtigkeit der Aussage des Zeugen zu der Angabe, dass bei einer
Storung wie zum Beispiel nach einem Blitzeinschlag zunéchst die Leitungen der
Telekom-Kunden repariert werden und danach die Leitungen der Kunden der Klagerin,

Die Zeugin
nd dem
Zeugen — keine Angaben machen, weil sie sich in der Zeit mit dem
Schwiegervater des Zeugen [ unteatten hat. Der Zeuge — hat
bestétigt, dass bei dem Gesprach mit dem Zeugen Gber eine Stérung nach
einem Blitzeinschlag in Papenburg gesprochen worden ist. Er will dazu gesagt haben,

i dass bei Geschéftskunden der Beklagten die Moglichkeit bestehe, dass der DSL-
| Anschluss innerhalb von 24 Stunden wiederhergestellt wird. Tatsachlich verfigte der

Zeuge -jedoch entgegen der ersten Angabe des Zeugen _ uber

| keinen Geschéaftsanschiuss. Der Zeuge — war fir die Vermittlung von

Geschéftsanschliissen auch nicht zustindig. Deshalb ist nicht ersichtlich, weshalb er im
Zusammenhang mit der Stérung gegeniiber dem Zeugen - eine ,Sonder-
maoglichkeit” fur einen Geschéftsanschluss erwédhnt haben will. Im Ubrigen hat auch der
Zeuge- zumindest nicht ausgeschlossen, zumindest angegeben zu haben,
dass nach Kundenangaben die Anschlisse der Telekom in Papenburg schneller

| repariert worden seien, wobei er nicht sagen konne, woran das gelegen habe. Weiter ist

[EERS———

| bei der Wiirdigung der Aussage des Zeugen zu beriicksichtigen, dass er
| ein Interesse daran hatte, den Zeugen ur einen Abschluss eines Vertrags mit
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der Beklagten zu gewinnen, zumal er neben einem Festgehalt auch eine Provision fir
den Abschluss von Vertragen bekam. Aus seiner Aussage ergibt sich weiter, dass er
bei Gesprachen mit anderen Kunden durchaus Angaben im Hinblick auf die Leistungen
von Konkurrenzunternehmen gemacht hat, die spéater als wettbewerbswidrig beurteiit
worden sind. Er hat am Ende seiner Vernehmung auBerdem angegeben, dass er am
Tag vor der Verhandlung mit der Zeugin - noch darliber gesprochen habe, weiche
Aussagen inzwischen nicht mehr gemacht werden durften und man danach als
AuBendienstmitarbeiter praktisch nichts mehr sagen darfe. Nach den Aussagen des
Zeugen soll Thema des Gesprachs auch gewesen sei, weshalb , das so an die grolle
Glocke gehéangt‘ werde bzw. nach der Aussage der Zeugin , »weshalb in einem
solchen Verfahren aus einer Kleinigkeit ein Elefant gemacht wird“. Dies zeigt, dass der
Zeuge - der Frage der Wettbewerbswidrigkeit von Angaben in Kundenge-
sprachen offensichtlich nicht die erforderliche Bedeutung beigemessen hat. Aufgrund
dieser Umstande halt das Gericht die Aussage des Zeugen Thesing zu der vorrangigen
Beseitigung von Stdrungen an Leitungen der Kunden der Beklagten auch unter
Beriicksichtigung der Aussagen der Zeugen (D v~ fi- zutreffend.
Nach dem eigenen Vortrag der Beklagten ist die Angabe des Zeugen -
der vorrangigen Bearbeitung von Stérungen an Leitungen von Telekom-Kunden nicht
zutreffend und wére im Ubrigen auch unstreitig nicht zuldssig. Die Angabe des Zeugen
— war somit irrefihrend im Sinne des § 5 UWG und damit nach § 3 UWG
unzuléssig. Der Klagerin steht deshalb ein Unterlassungsanspruch gem. § 8 Abs. 1
UWG zu, weil sie sich das Verhalten des Zeugen Pappenheim gem. § 8 Abs. 2 UWG
zurechnen lassen muss.

Mit den Antragen zu Ziffer 1. a) aa) und bb), 1 b) und 1 ¢) hat die Klage auch mit den
am Schluss der mindlichen Verhandlung gesteliten Hilfsantrdgen dagegen keinen
Erfolg. Die Beweisaufnahme hat nicht ergeben, dass die Beauftragten der Beklagten
gegeniiber dem Zeugen -davon gesprochen haben, dass man als Kunde mit
der Telekom viel besser fahren wirde als mit der EWE TEL, weil die EWE TEL kein
Direktanbieter sei und sie ihre Leistungen, die sie dem Kunden zur Verfligung stelle, bei
der Telekom einkaufen misse. Der Zeuge- hat bei seiner Vernehmung nicht
bestéatigt, dass in dem Gesprach mit den Zeugen - und -gesagt
worden ist, dass die Klagerin keine Direktanbieterin sei. Er hat auch nicht generell
angegeben, dass die Kldgerin ihre Leistungen bei der Beklagten einkaufen miisse und
man als Kunde deshalb mit der Beklagten besser fahre. Soweit von der Uberlassung
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von Datenpakten oder Datenmengen bzw. Datenvolumen gesprochen worden sein soll,
ist das danach lediglich im Zusammenhang mit einer Drosselung der Leitungen bzw.
Leistungen der’ Klagerin oder von Datenpaketen erwahnt worden. Daraus lasst sich
nicht entnehmen, dass die Kiagerin nach den Angaben des Zeugen _keine
Direktanbieterin gewesen sein soll und gerade deshalb die Leistungen der Klagerin
schlechter als die der Beklagten sein sollen. Auch ergibt sich der Aussage des Zeugen
-ﬂcht, dass nach den Angaben des Zeugen- die Telekom der EWE
TEL Datenpakete Uberlasse, damit diese ihren Kunden Internetdienste anbieten kdnne
und man deshalb als Kunde mit der Telekom viel besser fahre. Die Erwadhnung der
Datenpakete ist nach der Aussage des Zeugen - wie bereits ausgefihrt nur im
Zusammenhang mit einer Drosselung der Leistungen oder Leitungen der Klagerin bzw.
von Datenpaketen erfolgt.

Die Aussage des Zeugen-ist auch nicht geeignet, den Kiageantrag zu Ziffer 1
b) zu begrinden. Der Antrag zu Ziffer 1 b) zielt darauf ab, dass die Leistungen oder
Leitungen der Klégerin schiechter als die der Beklagten sein sollen, weil die Leitungen
der Klagerin gedrosselt sein sollen. Wie sich auch aus der Klagebegriindung ergibt, zielt
der Unterlassungsantrag darauf ab, der Beklagten die Behauptung zu untersagen, dass
die Leitungen der Kiagerin aligemein gedrosselt und geringere Bandbreiten vorhanden
seien. Dies ist von der Aussage des Zeugen-, wonach die Beklagte der Klagerin
Datenpakete (berlasst und die Beklagte diese bei vermehrter Inanspruchnahme des
Internet zu Lasten der Kunden der Kliagerin drosselt, nicht gedeckt. Denn daraus ergibt
sich zwar der Vorwurf, dass die Beklagte auf die von ihr der Kldgerin zur Verfigung
gesteliten Leistungen zu Lasten der Kunden der Klagerin Einfluss nimmt und die
Leitungen der Klagerin durch die Beklagte gedrosselt werden kdnnen und zeitweise
auch gedrosselt werden. Daraus folgt jedoch nicht, dass die Kidgerin generell nur
geringere Bandbreiten als z.B. die Kiagerin wegen einer Drosselung der Leitungen bzw.
Leistungen anbietet. Das nach der Aussage des Zeugen - angegebene
Verhalten der Beklagten und deren Folgen auf die Leistungen der Kiégerin entsprechen
somit nicht dem mit dem Antrag zu Ziffer 1 b) verfolgten Unterlassungsbegehren.

Die Beweisaufnahme hat auch nicht ergeben, dass (ber die von dem Antrag zu Ziffer 1
d) erfasste Angabe des Zeugen_ hinaus Aussagen zur Bevorzugung von
Kunden der Telekom bei der Notwendigkeit von Entstc“)ruhgsmaﬂnahmen durch
Techniker im Falle von technischen Stérungen erfolgt sind.
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Die Abmahnkosten sind nach § 12 Abs. 1 8. 2 UWG lediglich in dem zuerkannten

%
i
% Umfang erstattungsfahig, weil das Unterlassungsbegehren Uiberwiegend unberechtigt
% war.

Die prozessualen Nebenentscheidungen folgen aus den §§ 92 Abs. 1, 708 Nr. 11, 709,
. 711,890 Abs. 2 ZPO.

Bookjans

Ausgefertigt

A
J : en, Jusﬁzhauptsekretérin
als Urkundsbeamtin der Geschaftss




	2015-06-04 Stellungnahme öffentlich
	LG Osnabrück 15 O 506-13



